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A'1010 WIEN .' ___ ... ' SCHOTTENGASSE 1 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 

Dr.Karl Renner-Ring 7 
1010 Wien 

TELEPHON .~ 06 az·o 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Universitäts-Organisationsgesetz (UOG) 
geändert wird 
BMWF GZ 62 600/5-UK/86 vom 1.9.1986 

Wien, 1986-11-18 
GZ 20/12/6/86 

Datum: 1 9. NOV. 19]6 

J V ., 2 t. NOV. 1986 I .tn", 
ertel t._._ \~I. 

i7'~J1~ 
In der Anlage werden 25 Ausfertigungen der Stellungnahme der Österreichischen 

Rektorenkonferenz zu dem im Betreff angeführten Gesetzesentwurf übermittelt. 

Auf die Verlängerung der Begutachtungsfrist, mitgeteilt durch das BMWF 

mit GZ 62 600/6-UK/86, sei verwiesen. 

Das BMWF ist von der Stellungnahme in Kenntnis gesetzt worden. 

Beilage 

Hochachtungsvoll 

Rektor Univ.Prof.Dr. Christian BRÜNNER 
(Stellvertreter des Vorsitzenden der 
Österreichischen Rektorenkonferenz) 
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Stellungnahme der 
Österreichischen Rektorenkonferenz 

gemäß § 107 Abs. 3 UOG 

zum 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Universitäts-Organisationsgesetz (UOG) 
geändert wi rd 

(BMWF GZ 600/S-UK/86 vom 1.9.86) 

Beschluß der UOG-Kommission 
der Österreichischen Rektorenkonferenz 

vom 18. November 1986 
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I. PRMWBEL 

1. Die vorgesch I agenen neuen organ isa t ion srech t lichen Be­
stirrmungen für die medizinischen Fakultäten gehen auf 
D i sku ss ionen im Rahmen der Med i z i nischen Faku I t ä t der 
Universität Wien im Zusarrmenhang mit einer Neuordnung des 
klinischen Bereiches für das künftige Neue Allgemeine 
Krankenhaus zurück. Die Medizinischen Fakultäten der 
Universitäten Graz und Innsbruck sind erst im Sorrmer 
dieses Jahres in die Diskussion einbezogen worden, d.h. 
zu einem Zei tpunkt, zu dem berei ts ein ausformul i erter 
Entwurf des Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung vorlag und daher den beiden genannten Fakul­
täten die Möglichkeit genorrmen war, gleich der 
Medizinischen Fakultät der Universität Wien den Inhalt 
der Novelle mitzugestal ten. 

Darüber hinaus ist die sogenannte Strukturnovelle Medizin 
auch mi t den Akademi schen Senaten der drei Universi täten 
nicht diskutiert worden; dies wiegt umso schwerer, als 
die Novelle nicht nur die Belange von Fakultäten, sondern 
auch allgemeine, die gesamte Universität berührende 
Aspekte aufweist und darüber hinaus Vorschriften bein­
haltet, die für den Tei I des UOG relevant sind, der sich 
nicht auf den klinischen Bereich der Medizinischen 
Fakultäten bezieht. 

Die Österreichische Rektorenkonferenz protestiert 
energisch gegen diese Vorgangsweise: 

a) Es ist inakzeptabel, daß organisationsrechtliche 
Änderungen mi t einer einzigen Fakul tät ausgehandei t 
werden, obwohl sie mehrere Fakultäten berühren. 

b) Es ist inakzeptabel, daß organisationsrechtliche 
Änderungen mit untergeordneten Universitätseinrich­
tungen ausgehandei t werden und übergeordnet e Un i ver­
sitätseinrichtungen (z.B. Akademische Senate), denen 
En t sche i dungs- und Koord i na t ion skompet enzen zukorrmen, 
nur zu einem fertigen Produkt Stellung nehmen können. 

c) Es ist inakzeptabel, daß die Österreichische Rektoren­
konferenz in hochschulpol itischen Angelegenheiten 
keine Gelegenheit hat, bereits im Diskussions- und 
Entwurfserstel lungsverfahren mitzuberaten. 

2. Der mi t dem Hinwei sauf di e Inbet ri ebnahme des Neuen 
Allgemeinen Krankenhauses begründet e Zei tdruck, den 
Entwurf Geset z werden zu lassen, macht eine gründliche 
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Diskussion der für die Universitätsorganisation so 
gewichtigen Neuerungen unmögl ich. Dieses Problem wird 
auch nicht durch die Verlängerung der Begutachtungsfrist 
bis 15.11.1986 beseitigt. Es ist unverständlich, daß bei 
einem Projekt, daß sich über Jahrzehnte erstreckt, ein 
solcher Zeitdruck erzeugt wird. 

Die Österreichische Rektorenkonferenz fordert, daß im 
wei teren Verfahren bis zur Gesetzwerdung den Medizi­
nischen Fakultäten, den Akademischen Senaten der drei 
betroffenen Universi täten und der Österreichischen 
Rektorenkonferenz Mögl ichkeiten eröffnet und Zeiträume 
gewährt werden, ei nze I ne Best immungen des En t wurf es 
gründl ich zu diskutieren. 

11. Stellungnahme zu einzelnen Aspekten des Entwurfes 

1. Departments sind nach den Intentionen und Bestimmungen 
des Entwurfes jene Einhei ten, in denen die universi tären 
Aufgaben eines kl ini schen Berei ches, näml ich Forschung 
und Ausbi Idung des wissenschaftI ichen Nachwuchses, zu 
erfüllen sind. Diese Einheiten sind daher organisatorisch 
so auszugestalten und ressourcenmäßig so auszustatten, 
daß sie diese Aufgaben bestmöglich und in einer Weise 
erfüllen können, daß sie im nationalen und inter­
nationalen Wettbewerb konkurrenzfähig sind. 

Die Österreichische Rektorenkonferenz f 0 rd e r t , die 
Nove I I e nochma I s daraufh i n zu prüf en, ob f 01 gende 
Grundsätze beachtet sind: 

Die Departments dürfen nicht zu klein sein. Sie müssen 
eine Größe aufweisen, daß sie insbesondere die Aufgaben 
der Forschung effektiv erfüllen können. Sie müssen mit 
entsprechenden Ressourcen - Planstellen, Budgetmitteln, 
Apparaten etc. - so ausgestattet sein, daß sie die ihnen 
übertragenen Aufgaben effektiv erfüllen können. 
Organisation und Ausstattung müssen so angelegt sein, daß 
sie jene Attraktivität aufweisen, um qualifizierte 
Wissenschafter auch aus anderen Universitäten, Kranken­
anstalten und aus dem Ausland rekrutieren zu können. Für 
die Departmentleiter müssen entweder Planstel len für 
ordentl iche Professoren oder für außerordentl iche 
Professoren zur Verfügung gestellt werden, letzterenfalls 
unter der unumstößI ichen Bedingung, daß zu außerordent­
I i chen Professoren auch Ausl änder ernannt werden können. 
Eine Strukturierung, die personenorientiert 
abzu lehnen. 

ist, ist 
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Die Strukturierung ist unter Beiziehung un~bhängiger 

Gutachter und unter Beachtung internationaler Entwick­
lungen und Erfahrungen im Zusammenwirken von BMWF, 
Krankenanstaltenträger und Medizinischer Fakultät zu 
k on z i pie ren. 

2. Die Strukturierungsentscheidungen sind nach den Bestim­
mungen des Entwurfes entweder vom BMWF im Einvernehmen 
mit dem Träger der Krankenanstalt zu treffen (vgl. 
z.B. § 54 Abs. 4 UOG) oder es kommt dabei den Universi­
tätsorganen nur ein Antrags- bzw. Anhörungsrecht zu (vgl. 
z.B. § 54a Abs. 2 UOG). Die diesbezüglichen Bestimmungen 
werden insoweit abgelehnt als sie einer funktions­
adäquaten Ausgestaltung der Autonomie nicht hinreichend 
Rechnung tragen. 

Die Österreichische Rektorenkonferenz fordert: 

Bei allen Strukturierungsentscheidungen ist dafür Vor­
sorge zu treffen, daß der Medizinischen Fakultät sub­
stantiel le Mitwirkungs- und Mitgestal tungsbefugnisse ein­
geräumt werden. Ein bloßes Anhörung srech t träg t dieser 
Forderung jedenfalls nicht Rechnung. 

3. Die dem § 55 des Entwurfes (kl inischer Dekan) zugrunde-
I i egenden Maximen (Stärkung der Lei tungsebene der 
Fakultät, z.B. durch verlängerte Funktionsperioden, 
Arbei tstei lung durch eine Art Ressortgl i ederung) werden 
begrüßt. Die Konkretisierung dieser Maximen in § 55 UOG 
wird jedoch mit folgender Begründung abgelehnt: 

a) Die Konstruktion des klinischen Dekans leistet einer 
Desintegrat i on des kl ini schen und des ni chtkl ini schen 
Bereiches Vorschub; 

b) die intendierte Aufgabentei lung zwischen den beiden 
Dekanen ist faktisch nicht durchzuhalten, was zu 
dysfunktionalen Reibungen führen kann; 

c) für eine hinreichend effektive Koordination zwischen 
den beiden Amtsträgern ist keine Vorsorge getroffen. 
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Die Österreichische Rektorenkonferenz erstattet folgenden 
Vorschlag: 

Die Wahl eines Dekans erfolgt nach den Bestirrmungen des 
§ 66 UOG. Die Funktionsperiode ist zu verlängern. Dem 
Dekan kommen die Amtspfl ichten des § 67 zu. Auf Vorschlag 
des Dekans können vom Wahlkollegium (§ 16 UOG) ein oder 
mehrere Stellvertreter gewähl t und diesem bzw. diesen 
durch Delegation seitens des Dekans Geschäftsbereiche 
zugewi esen werden. Der Dekan ha tin den übert ragenen 
Geschäftsbereichen Richtl inienkomptenz. 

Der Vorschlag basiert auf der Notwendigkei t, daß durch 
den Dekan die erforderliche Integration zu leisten ist, 
um einer dysfunktionalen Fragmentierung in kl inischen und 
nicht-kl inischen Bereich, der Abschnitte des Studiums 
etc. entgegenzuwirken. 

Anmerkung: Der Vorschlag lehnt sich an den Bestellungs­
modus für den Stellvertreter des Rektors gemäß 
den Bestirrmungen des KHOG an. 

4. Folgende Tendenzen in der Novelle, die allgemein­
organisationsrechtl ich relevant sind und für alle nicht­
kl inischen Bereiche des UOG wirksam werden sollten, 
werden begrüßt: 

a) Längere Funktionsperioden von Amtsträgernj 

b) Verkleinerung der Mitgl iederzahl von Kollegialorganen, 
um ein desintegratives Wuchern von Kommissionen, 
dysfunktionale Pol itisierung und effektivitätshemmende 
Anonymität hintanzuhaltenj 

c) berufungsanaloges Verfahren für ao.Univ.Prof.j 

d) Evaluierung (§ 95 Abs. 3 UOG)j 

e) besondere (fächerübergreifende) Einrichtungen an 
Fakultäten (§ 56a UOG). 

15/SN-278/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 9

www.parlament.gv.at



- 5 -

5. Angesichts der unabdingbaren Notwendigkeit, die Depart­
ments so mit Ressourcen auszustatten, daß die Forschung 
dem internationalen Standard Rechnung tragen kann und 
Wettbewerb sowie Mobilität gesichert erscheinen (vgl._ 
oben 1.), verursacht die Strukturnovelle Medizin entgegen 
den Behauptungen im Vorblatt Kosten (z. B. Planstellen 
für o. bzw. ao. Univ.Prof; Infrastruktur der Departments, 
wie z.B. Sekretariate etc.). 
Diese Kosten dürfen nicht verschwiegen werden, sie sind 
ihrem Umfang nach annähernd zu bestimmen. 

Wenn die Abtei lungsgl iederung in der vom Entwurf inten­
d i ert en We i se - und un t er Beach t ung der Vorsch I äge der 
Österrei chi schen Rektorenkonferenz (vgl. insbesondere 1. 
oben) - Wirklichkeit wird, ist die Organisationsebene 
"Fachbereich" unabdingbar. Es muß nämlich durch diese 
Ebene die fächerübergreifende Organisation des Lehr­
betriebes und der postpromotionellen Ausbi Idung gesichert 
werden. 

6. Der Entwurf si eht eine di fferenzi erte, kOrJ'l>1 exe Aufbau­
organisation vor (Departments; KI iniken/lnstitute; Fach­
bereich; Fakultätskollegium, jeweils mit Leitungs­
organen ) • 

Die Österreichische Rektorenkonferenz schlägt vor: 

Die im Entwurf vorgenommene Aufgaben- und KOrJ'l>etenz­
abgrenzung zwi schen den versch i edenen Ebenen der Aufbau­
organisation ist einer nochmal igen gründl ichen Diskussion 
dahingehend zu unterziehen, ob die Abgrenzung so hin­
reichend präzise und so klar vorgenommen ist, daß bereits 
im Organisationsrecht angelegte Konflikte zwischen den 
Ebenen vermieden werden können. 

7. Eine stark differenzierte, mit umfangreichen Rechten 
ausgestattete untere Ebene erfordert starke übergeordnete 
Ebenen mit RichtlinienkorJ'l>etenzen und wirksamen 
Koordinationsbefugnissen, um eine dysfunktionale Fragmen­
tierung zu verhindern und die notwendige Integration 
sicherzustellen. 
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Die Österreichische Rektorenkonferenz schlägt vor: 

Die im Entwurf vorgenommene Aufgaben- und Kompetenz­
abgrenzung zwischen den verschiedenen Ebenen der Aufbau­
organisation ist einer nochmal igen gründl ichen Diskussion 
dahingehend zu unterziehen, ob die übergeordneten Ebenen 
die erforderl ichen Richtl inienkompetenzen und Ko­
ordinationsbefugnisse haben bzw. in wirksamer Weise 
ausüben können. 

8. 0 i e Öst errre ich ische Rek t orenkonf erenz sch I äg t zu § 56 
vor: 

Die Bestimmungen über die gemeinsamen Einrichtungen 
(§ 56) sind einer nochmal igen gründl ichen Diskussion 
dahingehend zu unterziehen, 

a) ob sie mit den Departments und Kliniken/Instituten so 
verbunden sind, daß sie ihre Funktionen im Dienste der 
primären Aufgaben erfüllen; 

b) ob die Koordination beim Einsatz dieser gemeinsamen 
Einrichtungen sichergestellt ist; 

c) ob die Leitungsebene (d.i. offensichtlich das Fakul­
tätskoll egium; vgl. § 56 Abs. 2) jene Entscheidungs­
befugnisse hat, die einen funktionalen Einsatz der 
gemeinsamen Einrichtungen gewährleisten. 

9. Die Österreichische Rektorenkonferenz schlägt zu § 56a 
vor: 

Die Bestimmungen über die Besonderen Einrichtungen 
(§ 56a) sind einer nochmal igen gründl ichen Diskussion 
dahingehend zu unterziehen, 

a) ob die Koordination mit den übrigen Einrichtungen 
( Ins t i tut e, K I i n i k en e t c .) sich e rg e s tel I t ist; 

b) ob die Leitungsebene (d.i. offensichtlich das Fakul­
tätskollegium; vgl. § 56a) jene Entscheidungsbefug­
nisse hat, die einen funktionalen Einsatz der Beson­
deren Einrichtungen gewährleisten. 
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10. Der Entwurf bzw. das Krankenanstaltenrecht sind einer 
gründl ichen Diskussion dahingehend zu unterziehen, 

a) ob die Erf ordern i sse von Forschung, Lehre und 
Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses gegen­
über dem Träger der Krankenanstal t bzw. den Organen 
der Krankenanstalt durchgesetzt werden können; 

b) ob die Koord i na t ion zwi schen Le i t ung der Kranken­
anstal t und Universi tät in wi rksamer Wei se gewähr­
leistet ist. 

Die Österreichische Rektorenkonferenz tritt mit Ent­
schiedenheit jegl icher Tendenz entgegen, daß der für die 
universitäre Aufgabenerfüllung notwendige Freiraum durch 
eine, vorrangig am Unternehmensstatus orientierte 
Gest i on der Organe der Krankenan s tal t ei ngeeng t wi rd 
bzw. di ese Organe fakt i sch und sukzessiv universi täre 
Aufgaben an sich ziehen. 

11. Um sich ein Gesamtbild von der Strukturreform an 
med i z i nischen Faku I t ä t en machen zu können, ist es 
unerläßlich, auch die Übergangsbestirrrnungen zu kennen. 
Die Österreichische Rektorenkonferenz ersucht, diese so 
schnel I wi~ möglich vorzulegen. 

Wien, 1 986 - 1 1 - 1 8 ehr. Brünner e.h. 
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